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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.. Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur sechsten Änderung der Richt- 
linie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 13. Juli 
1970 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht bei- 
gefügt. 


Brandt 
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Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur sechsten Änderung 
der Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, die in 
Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN [ 

GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Richtlinie des Rates vom 5. November 1963 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten für konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen^), zuletzt geän- 
dert durch die Richtlinie des Rates vom ^), ist 

insbesondere das Verzeichnis derjenigen konser- 
vierenden Stoffe festgelegt, deren Verwendung zum [ 
Schutz der Lebensmittel gegen den Verderb durch 
Mikroorganismen zugelassen ist. 

Die genannte Richtlinie sieht die Verwendung von 
Kalziumdisulfit - E 225 - (Kalziumpyrosulfit oder 
Kalziummetabisulfit) vor. 

Diese Substanz kann zwar im Labor gewonnen 
werden, doch wird sie nicht als Zusatzstoff industriell 
hergestellt; ungeachtet des technischen Wertes, den 
ihre Verwendung in der Theorie hat, wird diese 
Substanz daher in Lebensmitteln nicht verwendet. 

Dagegen wird Kalziumsulfit, das die gleichen Kon- 
servierungseigenschaften besitzt, industriell herge- 
stellt; es empfiehlt sich daher, die Verwendung von 
Kalziumsulfit an der Stelle von Kalziumdisulfit zu- 
zulassen. 


Die Verwendung von Diäthyldikarbonat (Diäthyl- 
pyrokarbonat) hat bei einer Höchstdosis von 
300 mg/1 bei der sterilen Kaltabfüllung saurer Er- 
frischungsgetränke ohne Alkohol den Vorteil, daß 
sich die Verwendung anderer konservierender Stoffe 
erübrigt. Darüber hinaus löst sich diese Substanz in 
den betreffenden Getränken nach höchstens 24 Stun- 
den in geringe Mengen von Äthylalkohol und Koh- 
lendioxyd auf. 

Die Verwendung von Diäthyldikarbonat bedeutet 
daher bei Einhaltung dieser Bedingungen keinerlei 
Gefahr für die menschliche Gesundheit. 

Schließlich läßt sich durch eine Oberflächenbe- 
handlung von Hart- und Schnittkäse mit Pimarizin 
zu Beginn der Reifung die Schimmelbildung und 
damit die Bildung von Mykotoxinen, die eine Gefahr 
für die Volksgesundheit darstellen, verhindern. 

Dieser konservierende Stoff dringt praktisch nicht 
in das innere der Käse ein und bleibt auf die Rinde 
konzentriert. 

Die Verwendung von Pimarizin bietet in gesund- 
heitlicher Hinsicht jede Sicherheit, wenn der Höchst- 
gehalt zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens der 
Käse je 100 cm^ ihrer Oberfläche 2 mg nicht über- 
schreitet - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Anhang zur Richtlinie des Rates vom 5. Novem- 
ber 1963 wird wie folgt geändert: 

1. Die Position E 225 „Kalziumdisulfit (Kalzium- 
pyrosulfit oder Kalziummetabisulfit)" wird gestri- 
chen. 

2. In den Abschnitt I des Anhangs werden folgende 
konservierende Stoffe aufgenommen: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
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EWG-Nr. Bezeichnung 


Verwendungsbedingungen 


E 226 Kalziumsulfit 

E 234 Diäthyldikarbonat a) 

(Diäthylpyrokarbonat) 

b) 

c) 

d) 


Ausschließlich für die Behandlung von alkohol- 
freien Erfrischungsgetränken mit einem pH-Wert 
von höchstens 4; 

die kumulative Verwendung mit anderen kon- 
servierenden Stoffen ist untersagt; 

die zugesetzte Menge darf 300 mg/1 nicht über- 
schreiten; 

die Behandlung 

i) muß durch feste Vermischung mit dem Ge- 
tränk unmittelbar vor der Abfüllung erfolgen; 

ii) darf nur bei Getränken vorgenommen wer- 
den, die dem Verbraucher in hermetisch ver- 
schlossenen Originalbehältnissen angeboten 
werden sollen; 

das Inverkehrbringen der Getränke darf erst 24 
Stunden nach der Behandlung erfolgen; ihr Ge- 
halt an Diäthyldikarbonat muß zu diesem Zeit- 
punkt weniger als 1 mg/1 betragen. 


E 235 Pimarizin a) Ausschließlich für die Oberflächenbehandlung 

von Hart- und Schnittkäsen; 

b) die Behandlung muß zu Beginn der Reifung er- 
folgen; 

c) der Höchstgehalt an Pimarizin darf zum Zeitpunkt 
des Inverkehrbringens der Käse 200 mg je 
100 cm^ Käse nicht überschreiten. 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen Maß- 
nahmen in Kraft, um dieser Richtlinie binnen sechs 
Monaten nach ihrer Notifizierung nachzukommen, 
und unterrichten die Kommission unverzüglich hier- 
von. 


Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgiiedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel am 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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